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Regelungen für Zugriffe ohne Standesbeamte
Problem
Bisher sind in XPersonenstandsregister keine automatisierten Methodenaufrufe realisiert oder zulässig. 
Automatisierte Methodenaufrufe könnten die Arbeit in den Standesämtern insofern erleichtern, als dass regelmäßige Routineaufgaben nicht mehr manuell angestoßen werden müssten, sondern automatisiert durch das Fachverfahren bearbeitet werden könnten (z.B. Abfragen ob ein Server im Testmodus ist (isServerInTestmode). 
Der Änderungsbeirat hat auf der Sitzung im Januar 2016 entschieden, dass: „…Anfragen an ein elektronisches Personenstandsregister ohne gültiges Benutzerkontos nicht den geltenden Anforderungen von Datenschutz und Datensicherheit entsprechen und daher unzulässig sind.“ Ferner muss eine Umsetzung für automatisierte Zugriffe auf das Register in XPersonenstandsregister dem Berechtigungskonzept nach § 14 PStV genügen. Zugriffe auf Daten, welche Datenschutzrechtlich kritisch anzusehen sind, dürfen daher nicht ohne explizites Zutun eines Standesbeamten erfolgen. 
Lösung
Für die routinemäßige Bearbeitung von regelmäßigen Aufgaben bietet sich die Einführung eines technischen Benutzers an. Es wurde in der Spezifikation XPersonenstandsregister 1.9 in Abschnitt 2.2.1 eine Beschreibung des technischen Benutzers aufgenommen, welche aber nicht geregelt, ob ein technischer Benutzer zu verwenden ist. Es wird lediglich festgelegt, wie er aussehen muss, wenn er genutzt werden soll.
Die Lösung sieht vor, dass ein Benutzerkonto als technischer Benutzer angelegt wird. Es kann nur einen technischen Benutzer für alle Mandanten geben, welcher durch den Registerbetreiber angelegt werden muss. Er hat einen vordefinierten Namen (TECHNICAL_USER), sodass es zu keinen Verwechselungen mit anderen Benutzern kommen kann. Der TECHNICAL_USER kann über die in der Spezifikation definierten Methoden zur Benutzerverwaltung weder angezeigt, noch angelegt, noch geändert oder gelöscht werden. Er ist lediglich in der Lage, auf Webservices zuzugreifen, die keine Berechtigung nach §14 Abs. 1 oder 2 erfordern. Dadurch hat er keinen Zugriff auf den Inhalt eines Registereintrages oder andere personenbezogene Daten. Auch der Zugriff auf die Benutzerkontenverwaltung ist für den technischen Benutzer so nicht möglich. 
Folgende Webservices können ab XPSR Version 1.9 vom technischen Benutzer aufgerufen werden:
o	checkVerfuegung 
o	getEintragStatus 
o	getMandantenInfo 
o	getServerInfo 
o	getStAmtStrukturInfo 
o	isServerInTestmode 
o	getJahresInfo 
o	unlockEintrag  
Die o.g. Methoden benötigen für Ihre Abarbeitung keinen Zugriff auf Inhaltsdaten und haben daher als Berechtigung lediglich die Anforderung, dass ein gültiges Benutzerkonto existieren muss. Für die Methoden getJahresInfo (bisher Berechtigungsstufe C) und unlockEintrag (bisher Berechtigungsstufe B) wurde die Berechtigungsstufe entsprechend angepasst.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Der Änderungsbeirat hat zu XPSR-CR 32/2016 im Jan. 2016 entschieden, dass Anfragen an ein elektronisches Personenstandsregister ohne gültiges Benutzerkontos nicht den geltenden Anforderungen von Datenschutz und Datensicherheit entsprechen und daher unzulässig sind. Zugriffe auf das elektronische Registerverfahren, die ohne unmittelbares Zutun eines Standesbeamten erfolgen, müssen laut Änderungsbeirat durch das Fachverfahren erfolgen. Einen mandantenübergreifenden Zugriff durch den Betreiber der Registerverfahren hält der Änderungsbeirat nicht für erforderlich. 
Der o. g. Beschluss des Änderungsbeirats sollte zum Anlass genommen werden, in XPSR diese Zugriffe ohne unmittelbares Zutun des Standesbeamten zu regeln, da automatisierte Zugriffe durch das Fachverfahren (Hintergrundprozesse) durchaus vorteilhaft für die Arbeit im Standesamt sein können. 
Gleichzeitig muss ausgeschlossen werden, dass über diese Art von Anfragen datenschutzrechtlich kritische Daten ohne explizites Zutun eines Standesbeamten durch das Fachverfahren abgefragt werden können. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Im Zuge der Erarbeitung von Regelungen für Zugriffe auf Registerinhalte durch Hintergrundprozesse im Fachverfahren sollte zunächst die Liste von Methoden abgestimmt werden, die für den Aufruf im Rahmen von Hintergrundprozessen in Frage kommen. Für diese Methoden sollte dann keine Berichtigungsstufe nach § 16 PStV vorgesehen werden. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: VfSt / IG, OH	2016-05-10
1. Im Folgenden werden die bestehenden Methoden den Beschreibungen zu den Berechtigungsstufen A-D aus § 16 PStV zugeordnet:
· „Stufe A erlaubt, einen Eintrag abzuschließen und in das Personenstandsregister einzufügen, Einträge durch Folgebeurkundungen fortzuführen und Sperrvermerke […] aufzunehmen“
· delSperrvermerk (aktuell: A)
· insertEintrag (aktuell: A)
· setSperrvermerk (aktuell: A)
· updateEintrag (aktuell: A)
· updateEintragStilllegung (aktuell: A)
· updateUrkundlTeil (aktuell: A)
· makeJahresAbschluss (aktuell: A) Die Berechtigung für die Erstellung eines Jahresabschlusses wird nicht in der PStV geregelt. Es muss aber eine gültige Signatur mitgegeben werden.
· „Stufe B erlaubt, Hinweise aufzunehmen oder zu ändern“
· updateHinweisTeil (aktuell: B)
· „Stufe C erlaubt, einen Eintrag einzusehen“
· getEintrag (aktuell: C)
· getEintragForUpdate (aktuell: A)
· getHinweisTeil (aktuell: C)
· getRegisterEintrag (aktuell: C)
· getRegisterEintragForNacherfassung  (aktuell: B)
· getRegisterEintragForUpdate (aktuell: B)
· getRegisterEintragInNacherfassung  (aktuell: C)
· getRegisterEintragStillgelegt  (aktuell: C)
· getUrkundlTeil (aktuell: C)
· getEintragsUebersicht (aktuell: C) 
· getEvidenceDocument (aktuell: C)
· hasSperrvermerk (aktuell: C)
· „Stufe D erlaubt die Einsicht in das Suchverzeichnis, um festzustellen, ob der Eintrag bei dem betreffenden Standesamt geführt wird“
· findEintrag  (aktuell: D)

2. Folgende Methoden können nicht den Berechtigungsstufen A-D aus § 16 PStV zugeordnet werden und eine Nutzung durch einen technischen Benutzer erscheint sinnvoll: 
· checkVerfuegung (aktuell: keine)
· getEintragStatus (aktuell: keine)
· getMandantenInfo (aktuell: keine)
· getServerInfo (aktuell: keine)
· getStAmtStrukturInfo (aktuell: keine)
· isServerInTestmode (aktuell: keine)
· getJahresInfo (aktuell: C)
· unlockEintrag  (aktuell: B)

3. Folgende Methoden können nicht den Berechtigungsstufen A-D aus § 16 PStV zugeordnet werden, ein Aufruf durch einen technischen Benutzer erscheint aber nicht sinnvoll, da die Methoden immer infolge direkter Aktionen eines Standesbeamten aufgerufen werden: 
· completeNacherfassung (aktuell: A)
· reserveEintragsId  (aktuell: B)
· reserveEintragsIdForNacherfassung  (aktuell: B)
· undoJahresAbschluss (aktuell: A)

Zur automatischen Erledigung von regelmäßigen Routineaufgaben bietet sich ein technischer Benutzer an, mit dem sich das Fachverfahren am Registerverfahren authentifiziert. Ein technischer Benutzer darf kein Registerrecht nach § 16 PStV besitzen. Die in Ziffer 2 genannten Methoden, die nach § 16 PStV kein Registerrecht benötigen, eignen sich für den Zugriff durch den technischen Benutzer. 
Zwei Varianten sind denkbar:
1. Der technische Benutzer hat Zugriff auf alle Mandanten, damit nur ein Benutzerkonto durch den Betreiber gepflegt werden muss.
2. Jeder Mandant richtet einen eigenen technischen Benutzer ein und ist für die Pflege (regelmäßige Kennwortänderung) selbst verantwortlich.
Wir empfehlen einen festen Namen für die technischen Benutzerkonten (z.B. TECHNICAL_USER). 
Einige der angesprochenen Methoden sind bereits Mandanten-übergreifend konzipiert (z.B. isServerInTestMode). Daher ist auch eine Kombination der oben genannten Varianten, je nach Methode, denkbar.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstandsregister	2016-09-20
Das EG stellt fest, dass zwischen den Berechtigungsstufen nach § 14 PStV Abs. 1 und den organisatorischen Anforderungen an ein Berechtigungskonzept unterschieden werden muss. Die gemeinsame Interpretation des EG ist: § 14 Abs. 1 regelt ausschließlich, wer die Daten gemäß Anlage 1 PStV durchsuchen / abrufen / schreiben darf. Aus organisatorischer (und ggf. landesrechtlicher) Sicht kann es darüber hinaus weitere, differenziertere Anforderungen an ein Berechtigungskonzept geben.
Die Erörterung der vom VfSt vorgeschlagenen Anpassungen der Berechtigungsstufen gemäß § 14 PStV für Webservices, die für einen Aufruf durch einen technischen Benutzer in Frage kämen, erfolgt vor diesem Hintergrund.
Für folgende Webservices sollen die Berechtigungsstufen angepasst werden:
· GetEintragForUpdate, GetRegisterEintragForNacherfassung und GetRegisterEintragForUpdate:
 Nach PStV ist für diese WS Stufe C ausreichend. Daher soll die Spezifikation entsprechend geändert werden.
· ReserveEintragsId und ReserveEintragsIdForNacherfassung:
 Nach PStV ist für diese WS keine Berechtigungsstufe erforderlich, da Einträge weder eingesehen noch verfügt werden. Da im Vorfeld der Eintrag aber ohnehin eingesehen werden muss, soll für diese WS die Stufe C vergeben werden.
· CompleteNacherfassung und UndoJahresabschluss:
 Diese WS müssen durch einen Standesbeamten ausgelöst werden. Es bleibt bei Stufe A.
· UnlockEintrag:
 soll auf „ohne Stufe“ geändert werden.
· GetJahresinfo:
 Dissens im EG, ob dieser WS auf Daten im Sinne des § 14 PStV Abs. 1 zugreift, weil er Registereintragsnummern abruft.

Weiterer Klärungsbedarf:
· Im nächsten EG soll weiter erörtert werden, welche Anpassungen an XPSR erforderlich sind, damit die Webservices, für die keine Berechtigungsstufe erforderlich ist, durch einen technischen Benutzer aufgerufen werden können. 
· Ob die Verwendung eines technischen Benutzers zulässig ist, kann durch XPSR nicht geregelt oder abschließend beurteilt werden. Das EG geht davon aus, dass die Länder individuell klären müssen, ob sie technische Benutzer einsetzen oder nicht.
· Gleichwohl sollte geklärt werden, ob es in der PStV neben bestehenden Berechtigungsstufen nach § 14 Abs. 1 eine Regelung dazu aufgenommen werden sollte, wann diese Zugriffe durch ein Fachverfahren automatisiert zulässig sind.
Bearbeitet durch: VfSt / Horn	2016-10-05
Der Verlag gibt folgenden Hinweis als Rückmeldung zum Eintrag zum Thema „Regelung technische Benutzer“ im Protokoll EG 05:
„Die Frage, ob ein technischer Benutzer sinnvoll ist, wenn es keine bundeseinheitliche Regelung gibt, sollte gründlich geprüft werden.“
Bearbeitet durch: VfSt (Hr. Graser)	2016-10-18
Herr Graser liefert ein Konzept für die Zugriffe durch technische Benutzer zu (siehe Anlage 2).
Bearbeitet durch: KoSIT (FB/HW)	2016-11-01
Das Konzept von Herrn Graser (Anlage 2) sollte wie folgt im EG bearbeitet werden: 
1. Schritt: Konzept diskutieren und auf Konsensfähigkeit bewerten oder herstellen
2. Schritt: Klärung, welche Teile des Konzepts in XPSR geregelt werden können/müssen und welche nicht
3. Schritt: Klärung, welche weiteren Regelungs- / Handlungsbedarfe es außerhalb von XPSR gibt und wer diese veranlassen kann.
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2016-11-08
Die unstrittigen Anpassungen der Berechtigungsstufen wurden entsprechend der Bearbeitung vom 20.09.2016 wie folgt vorgenommen. 
1. Kapitel 8.2.1 reserveEintragsId: B  C
2. Kapitel 8.2.4 getRegisterEintragForUpdate: B oder A  C
3. Kapitel 8.2.5 unlockEintrag: B  Keine
4. Kapitel 8.2.11 getEintragForUpdate: B oder A  C
5. Kapitel 8.2.17 getRegisterEintragForNacherfassung: B oder A  C
6. Kapitel 8.2.28 reserveEintragsIdForNacherfassung: B  C
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Bei der Bearbeitung auf dem EG 07 sind folgende Beschlüsse gefasst worden:
· Beschluss:
Voraussetzungen für den Einsatz technischer Benutzer sind:
· Wenn technische Benutzer eingerichtet werden sollen, müssen diese zentral durch den Betreiber eingerichtet werden können.
· XPSR soll nicht regeln, dass es einen technischen Benutzer geben muss. Die Spezifikation soll nur regeln, wie ein solcher beschaffen sein muss, wenn er zum Einsatz kommt.
Grundsätzlich ist vor einer Einführung des technischen Benutzers in XPSR keine Länderbefassung erforderlich. Für den hier beschriebenen Ansatz reicht der § 14 PStV grundsätzlich aus. Die Prüfung, ob ein technischer Benutzer eingeführt werden soll und darf (und ggf. das Schaffen der Voraussetzungen) muss vor dem Einsatz individuell erfolgen.
· Beschluss:
Folgende Änderungen sollen an der Spezifikation vorgenommen werden:
Ein neuer Abschnitt 2.2.1 (Technischer Benutzer) soll aufgenommen werden mit folgendem, noch auszuformulierendem Inhalt:
-	Zusätzlich zu den regulären Benutzern kann im Registerverfahren ein technischer Benutzer angelegt werden, der für automatisierte Prozesse aus dem Fachverfahren genutzt werden kann. 
-	Beispielhafte Anwendungsfälle im Fachverfahren nennen [Beispiele, ohne Statistikmeldung, da möglicherweise kontrovers]
-	Der technische Benutzer kann ausschließlich auf Webservices zugreifen, die keine Berechtigungsstufe nach PStV § 14 Abs. 1 oder Abs. 2 erfordern. Damit sind der Zugriff auf den Inhalt von Registereinträgen oder andere personenbezogene Daten sowie der Zugriff auf Methoden, welche das Benutzerverwaltungsrecht erfordern, ausgeschlossen.
-	Der technische Benutzer wird durch den Registerbetreiber eingerichtet und ist über die in XPSR definierten Webservices zur Benutzerverwaltung nicht sichtbar und kann darüber weder angelegt, noch geändert oder gelöscht werden.
-	Der technische Benutzer hat den Benutzernamen (UserName) TECHNICAL_USER und gilt übergreifend für alle Mandaten.
Der Abschnitt 8.3 soll ergänzt werden: „Für alle Methoden zur Benutzerverwaltung gilt, dass ein technischer Benutzer (siehe Abschnitt …) hierüber weder angelegt, noch geändert, gelöscht oder abgerufen wird / werden kann.“
Der Webservice getJahresinfo soll keine Berechtigungsstufe mehr erfordern.
· Beschluss:
In der Zusammenfassung der Lösung im CR sollte die Sichtweise des Datenschützers besonders berücksichtigt werden. D. h. insbesondere sollte dort aufgelistet werden, welche Webservices vom technischen Benutzer nach heutigem Stand konkret aufgerufen werden können.
Bearbeitet durch: KoSIT (OV)	2016-11-23
Die Berechtigungsstufe für die Methode getJahresInfo wurde angepasst. (Gültiges Benutzerkonto erforderlich.)
Abschnitt 2.2.1 (Technischer Benutzer) wurde in die Spezifikation aufgenommen. Der Abschnitt 8.3 (Methoden der Benutzerverwaltung) wurde ergänzt.
Eintrag für die Versionshistorie
Die Berechtigungsstufen für die Methoden GetEintragForUpdate, GetRegisterEintragForNacherfassung, GetRegisterEintragForUpdate, ReserveEintragsId, ReserveEintragsIdForNacherfassung, CompleteNacherfassung, UndoJahresabschluss und GetJahresinfo wurden angepasst.
Der Abschnitt 2.2.1 (Technischer Benutzer) wurde neu in die Spezifikation aufgenommen. Der Abschnitt 8.3 (Methoden der Benutzerverwaltung) wurde ergänzt.
Bearbeitet durch: KoSIT (OV)	2016-12-12
In der Versionshistorie fehlt der Eintrag für die Methode unlockEintrag. Dieser wurde nachgetragen.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2016-12-14
Auszug aus dem Protokoll der QS-Instanz:
„Frau Lahmann erläutert kurz die Aufgaben, die im Rahmen des o. g. Änderungsantrags zu bewältigen waren. Ziel war es, eine Möglichkeit zu schaffen, regelmäßige Routineaufgaben automatisiert durch das Fachverfahren erledigen zu lassen. Dabei sind die rechtlichen Anforderungen des § 14 PStV zu beachten, insbesondere darf kein Zugriff ohne gültiges Benutzerkonto erfolgen und Zugriffe auf datenschutzrechtlich kritische Daten dürfen nicht ohne Zutun eines Standesbeamten erfolgen.
Die Lösung sieht die Aufnahme eines seitens des Registerverfahrens eingerichteten technischen Benutzers ohne Berechtigungsstufe nach § 14 PStV vor. Für den automatisierten Aufruf durch den technischen Benutzer vorgesehen wurden die Services checkVerfuegung, getEintragStatus, getMandantenInfo, getServerInfo, getStAmtStrukturInfo, isServerInTestmode, getJahresInfo und unlockEintrag.
Herr Königbauer erläutert, dass Datenschützer befürchten, dass außerhalb des Standesamtes, beim Registerverfahren oder bei Betreibern, vermittels des technischen Benutzers unbefugte Zugriffe auf personenbezogene Daten erfolgen könnten.
Herr Arendt verweist auf die Protokollierung aller Zugriffe, auch der durch technische Benutzer. Ein „unbemerkter“ Zugriff durch die Verwendung des technischen Benutzers und der entsprechenden im Standard bereitgestellten Services ist nicht möglich.
Herr Jancar macht deutlich, dass durch den technischen Benutzer ausschließlich Prozesse beim Standesbeamten (z. B. nach einem Systemausfall während einer Beurkundung) erleichtert werden sollen. Die eingerichteten Services dienen also lediglich der technischen Unterstützung der Sachbearbeitung.“
Beschluss
Die QS-Instanz beschließt:
„Die QS-Instanz bestätigt, dass für die Aufrufe der oben genannten Webservices keine Berechtigungsstufe nach § 14 PStV erforderlich ist, da 
-	kein schreibender Zugriff (Stufe A oder B) auf Registerinhalte erfolgt, 
-	kein lesender Zugriff (Stufe C) auf Registerinhalte erfolgt und 
-	kein Zugriff auf die Inhalte des Suchverzeichnisses (Stufe D) erfolgt. 
Die QS-Instanz bestätigt weiter, dass die oben genannten Webservices daher für einen Aufruf durch einen technischen Benutzer geeignet sind.“

Weiterer Auszug aus dem Protokoll der QS-Instanz:
„Die Einrichtung des technischen Benutzers ist nicht verpflichtend für die nutzenden Länder. Es wäre also möglich, darauf zu verzichten, sofern Bedenken zuständiger Datenschutzbeauftragter nicht ausgeräumt werden können. 
Wenn jedoch auf die Nutzung des technischen Benutzers verzichtet werden soll, führt dies im Fachverfahren zu Doppelentwicklungen, da die Abläufe einmal unter zur Hilfenahme des technischen Benutzers und einmal ohne technischen Benutzer implementiert werden müssten. Eine für den Verfahrenshersteller rentable Verwirklichung ist vor diesem Hintergrund kaum zu erwarten. Dieses Hindernis könnte nur mit einer verpflichtenden Einrichtung des technischen Benutzers ausgeräumt werden.“
Beschluss
Die QS-Instanz beschließt:
„Die QS-Instanz bittet den Änderungsbeirat darum, auf einheitliche Umsetzungsvoraussetzungen hinzuwirken, was nur durch die Einrichtung technischer Benutzer in allen Ländern möglich wäre.“

Weiterer Auszug aus dem Protokoll der QS-Instanz:
In der QS-Instanz wird diskutiert, ob Regelungen für Zugriffe ohne das Zutun von Standesbeamten in die PStV aufgenommen werden müssen. Im Ergebnis wird man sich einig, dass
1.	für das im Rahmen von XPSR 1.9 vorgelegte Konzept für den Zugriff auf bestimmte Webservices keine weiteren rechtlichen Regelungen erforderlich sind. 
2.	eine länderübergreifend einheitliche Nutzung des Konzeptes aus XPSR 1.9 durch eine entsprechende Regelungen in der PStV sichergestellt werden könnte. 
3.	für Zugriffe auf personenbezogene Daten durch „technische Benutzer“ (bspw. für Suchanfragen oder Anfragen von Urkundsdaten) explizite Regelungen in der PStV erforderlich wären.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat (CAB)	2017-01-16
Der CAB befasst sich im Rahmen der Abnahme der aktuellen Version mit dem CR.
Auszug aus dem Protokoll:
Der CR wird kurz erläutert und dargestellt dass die Spezifikation die Möglichkeit schafft, einen technischen User zu verwenden, dies jedoch nicht vorschreibt, da eine rechtliche Verpflichtung, auf die XPSR sich hätte berufen können, nicht existiert.
Die Vorteile einer einheitlichen Lösung in den Ländern (v.a. wirtschaftlichere Umsetzung im Fachverfahren) werden erörtert und der Änderungsbeirat nach einer Möglichkeit gefragt, auf einheitliche Lösung in den Ländern hinzuwirken.
Herr Bockstette vertritt die Ansicht, XPersonenstandsregister ist die verbindliche Beschreibung der Schnittstelle zwischen Fach- und Registerverfahren und trägt nach den Regelungen der PStV die verpflichtende Anwendung in sich. Das Ziel ist die einheitliche Umsetzung, nachdem in einem aufwändigen Verfahren eine einheitliche Lösung erarbeitet wurde.
Beschluss:
Der Änderungsbeirat schließt sich dem an und beschließt folgendes Vorgehen:
· Die Kann-Regelung soll noch zu Release 1.9 in eine Muss-Regelung umgewandelt.
· KoSIT informiert die Steuerungsgruppe explizit zu diesem Punkt.
· Der Änderungsbeirat nimmt das Release XPersonenstandsregister 1.9 mit der beschlossenen Anpassung zur Umsetzung des CR 99/2016 einstimmig ab und empfiehlt dessen Freigabe.
Bearbeitet durch: KoSIT (OV)	2017-01-23
Die vom CAB festgelegte Änderung von einer „Kann“- zu einer „Muss“-Regelung wurde in der Spezifikation umgesetzt. 
Der Abschnitt lautet nun wie folgt:“
2.2.1 Technischer Benutzer
[bookmark: _GoBack]Zusätzlich zu den regulären Benutzern muss im Registerverfahren ein technischer Benutzer angelegt werden, der für automatisierte Prozesse aus dem Fachverfahren genutzt wird. Beispielhafte Anwendungsfälle sind
das Löschen von Reservierungen im Registerverfahren beim automatisierten Löschen von Vorgangsdaten
im Fachverfahren und der automatisierte Abgleich der Mandanteninformationen zwischen Register-
und Fachverfahren.“
Weitere Änderungen wurden nicht vorgenommen.
Geplante weitere Bearbeitung
1. [EG16-05]Umsetzung der bereits beschlossenen Änderungen der Berechtigungsstufen
2. Prüfung durch BMI und die Länder, ob diese Interpretation des § 14 PStV ausreicht, oder ob eine Änderung erforderlich ist.
3. [EG16-05] Erörterung der Vorlage von Herrn Graser (Anlage 2) auf dem EG 07
4. KoSIT setzt die in Eintrag 2016-11-16 genannten Punkte um
5. KoSIT verteilt den Entwurf kurzfristig, redaktionelle Rückmeldungen können parallel zur Vorbereitung der QS-Instanz eingearbeitet werden.
6. Das Theme in den CAB 17-01 einbringen, um „auf einheitliche Umsetzungsvoraussetzungen hinzuwirken“.
Der CR ist damit  erledigt.
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